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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Insgesamt wollte bei den Wahlen in den Berner Grossrat 2018 eine rekordhohe Zahl
von 2'110 Kandidierenden (2014: 1'905), darunter 730 Frauen (34.5%; 2014: 33.3%),
einen der 160 Sitze erobern. In den neun Wahlkreisen füllten die Anwärterinnen und
Anwärter total 146 Listen, mit denen insgesamt 34 Listenverbindungen erstellt wurden.
137 amtierende Grossrätinnen und Grossräte traten als Bisherige an. 
Die Berner Zeitung hatte ausgerechnet, dass die Wahlchancen im
französischsprachigen Wahlkreis «Jura Bernois», der 12 garantierte Sitze hat, fast
doppelt so gross seien (9 Kandidierende pro Sitz) wie im Wahlkreis «Stadt Bern» (20
Sitze; 17 Kandidierende pro Sitz). Neben der repräsentativen Untervertretung der
Frauen im Kandidierendenfeld rechnete die Zeitung zudem eine starke Übervertretung
der unter 40-jährigen Bevölkerung, aber eine deutliche Untervertretung der über 65-
Jährigen unter den Kandidierenden aus.
Die Medien berichteten auch über die Situationen der einzelnen Parteien. Erklärtes Ziel
der SVP war es, ihren Wähleranteil auszubauen und damit die 49 Grossratssitze
mindestens zu verteidigen. Zudem müsse die bürgerliche Regierungsmehrheit
verteidigt werden, betonte Parteipräsident Werner Salzmann (svp, BE). Allerdings
musste die Volkspartei gleich 16 Rücktritte ersetzen, darunter etwa alt Nationalrat
Thomas Fuchs (BE, svp), der aufgrund einer parteiinternen Amtszeitbeschränkung nicht
mehr antrat. Die SVP schickte 55 Frauen und 189 Männer ins Rennen und weitete ihre
Kampagne erstmals auch auf Telefonanrufe aus. 
Mit dem Motto «Zukunft statt Abbau» stieg die SP in den kantonalen Wahlkampf. Man
wolle sich gegen die Sparmassnahmen wehren, gab Parteipräsidentin Ursula Marti (BE,
sp) zu Protokoll. Mit einem angestrebten Wähleranteil von 22 Prozent wollte die SP zwei
bis vier Sitze zu den bestehenden 33 hinzugewinnen. Dies sollte mit einem
Wahlkampfbudget von CHF 350'000 und der erprobten Telefonkampagne erreicht
werden, mit der Unentschlossene mobilisiert werden sollten. Die SP ging in den meisten
Wahlkreisen Listenverbindungen mit den Grünen ein. 
Die FDP (2014: 17 Sitze) verband ihre Liste in sechs Wahlkreisen mit derjenigen der SVP.
Diese Listenverbindungen und der positive Trend, der sich in den letzten Jahren bei
mehreren kantonalen Wahlen für die FDP gezeigt hatte, liessen die Freisinnigen auf
erfolgreiche Wahlen hoffen. 
Für die Grünen bzw. die Grüne Freie Liste und das Grüne Bündnis, die für die
kantonalen Wahlen unter dem Namen «Grüne» gemeinsam auftraten, trat unter
anderem Aline Trede (BE, gp) an, die bei den eidgenössischen Wahlen 2015 aus dem
Nationalrat ausgeschieden war. In der Presse wurde spekuliert, ob die ehemalige
Nationalrätin allenfalls nicht ins kantonale, sondern wieder ins nationale Parlament
wechseln könnte: Wenn die amtierende Nationalrätin Christine Häsler (gp. BE) in den
Regierungsrat gewählt würde, würde Trede ins nationale Parlament nachrutschen. Ziel
der Grünen war der Gewinn von zwei Sitzen (bisher: 15 Sitze).
Die BDP (2014: 14 Sitze) wollte es bei diesen Wahlen besser machen als vor 4 Jahren, als
sie nicht weniger als elf Sitze verloren hatte. Da die Verluste 2014 zum Teil auf fehlende
Listenverbindungen zurückgeführt worden waren, versuchte die Partei 2018 ihre Listen
in allen Wahlkreisen zu verbinden. Dies gelang ihr ausser im Emmental und im
Oberaargau auch; in den meisten Wahlkreisen mit den Mitteparteien (GLP, EVP, CVP)
und/oder der FDP (in Thun und Biel-Seeland), im Wahlkreis Mittelland-Nord allerdings
nur mit der Piratenpartei. Im Berner Jura trat sie nicht an. In den Medien war man sich
einig, dass diese Berner Wahlen zehn Jahr nach ihrer Gründung einen Stresstest für die
BDP darstellten und die Partei auf Schadensbegrenzung hoffen müsse. 
Die EVP, die im Kanton Bern mit 12 Sitzen im Grossen Rat schweizweit am stärksten
vertreten ist, wollte an ihre Erfolge von 2006 anknüpfen und wieder 7 Prozent der
Wählerinnen und Wähler hinter sich scharen. Damit könnte sie einen Sitz zulegen.
Insbesondere in den Regionen Thun und Langenthal erhoffte man sich einen Zuwachs. 
Die GLP (2014: 11 Sitze) korrigierte ihr Ziel für die Grossratswahlen Anfang Februar nach
oben. Aufgrund der grossen Nachfrage nach Listenplätzen, aber auch wegen der
positiven nationalen Trends sei in der Partei eine Aufbruchstimmung zu spüren, die
nicht nur zu einem, sondern zu zwei zusätzlichen Sitzen verhelfen solle, gaben die
Grünliberalen bekannt. 
Für die EDU (5 Sitze), die PSA (3 Sitze) und die Grün alternative Partei (GaP; 1 Sitz), die
ehemalige Grüne Partei Bern - Demokratische Alternative (GPB-DA), ging es vor allem
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um Besitzstandswahrung. Zudem traten zahlreiche weitere, im Grossrat aktuell nicht
vertretene Parteien mit eigenen Listen an, darunter auch die im Kanton Bern seit der
Loslösung des Kantons Jura und des Laufenthals praktisch unbedeutende CVP, die seit
2014 auch kein Grossratsmandat mehr hatte. Ein in den Medien beachtetes Comeback
gab zudem Jürg Scherrer (BE, fps): Der ehemalige Nationalrat und Gemeinderat von Biel
und letzter gewählter Vertreter der Autopartei kandidierte auf der «Freien Liste» im
Wahlkreis Biel-Seeland. Auch die Pnos, die insbesondere im Oberaargau über einige
Mitglieder verfügt, trat zu den Wahlen an. Zu reden gab allerdings vor allem ein SVP-
Kandidat mit Pnos-Vergangenheit. Schliesslich trat die Bieler Bürgerbewegung
«Passerelle» mit der Liste «loswahl.ch» an. Auf dieser Liste figurierte mit Ruth
Tennenbaum (BE, parteilos) eine Kandidatin, die im Falle ihrer Wahl sofort zugunsten
einer aus einem Topf von Freiwilligen auszulosenden Person zurücktreten würde. Die
Diskussionen um ein Losverfahren in der Demokratie erhielten damit eine zumindest
kantonale mediale Plattform. Mit von der Partie waren zudem die Piraten, die Schweizer
Demokraten, die PdA und die Alternative Linke Bern (AL). 

Die Berner Wahlen gelten eineinhalb Jahre vor den eidgenössischen Wahlen vielen
Medien als Gradmesser für die Form der Parteien, so dass den Resultaten der Wahl viel
Aufmerksamkeit geschenkt wurde. Dabei interessierte insbesondere das Abschneiden
der BDP, die mit Beatrice Simon (BE, bdp) bei den Regierungswahlen das beste Resultat
einfahren konnte und im Parlament lediglich einen ihrer 14 Sitze (neu: 13 Sitze; 9.0%;
2014: 11.2%) abgeben musste. In den Medien wurde kommentiert, dass die BDP damit
ihren Testlauf für die nationalen Wahlen knapp bestanden habe. Insgesamt kam es zu
Verschiebungen in den Lagern. Die drei Sitzgewinne der FDP (neu: 20 Sitze; 11.6%; 2014:
10.7%) gingen wohl auch auf Kosten der SVP, die allerdings mit 46 Sitzen und einem
Anteil an Wählern und Wählerinnen von 26.8 Prozent (2014: 29.0%) deutlich die stärkste
Partei blieb. Da die Bürgerlichen damit insgesamt einen Sitz verloren – die GLP konnte
ihre 11 Sitze (6.9%; 2014: 6.7%) und die EDU ihre 5 Sitze halten (3.6%; 2014: 4.1%) –
sprachen einige Medien von einem leichten Linksrutsch. In der Tat konnte die SP gleich
um 5 Sitze (neu: 38 Sitze) und um mehr als 3 Prozentpunkte zulegen (22.2%; 2014:
19.1%). Diese Gewinne gingen teilweise auf Kosten der Grünen (neu: 14 Sitze; 9.9%;
2014: 9.8%) und der PSA (neu: 2 Sitze; 0.7%; 2014: 0.7%), die je einen Sitz verloren, aber
wohl auch auf Kosten der EVP (neu: 10 Sitze; 6.2%; 2014: 6.4%), die zwei Sitze einbüsste.
Zu einer Verschiebung kam es auch im extrem-linken Parteienspektrum: Die GaP (0.3%;
2014: 0.3%) wurde von der AL (0.5%; 2014: 0.4%) im Wahlkreis Bern überholt und
musste ihren einzigen Sitz zugunsten eben dieser Alternativen Linken räumen. Die
restlichen Parteien gingen leer aus; darunter auch die CVP, bei der sich einige Berner
Medien fragten, ob sie bei den Wahlen 2018 vielleicht zum letzten Mal angetreten sei.
Insgesamt blieb das Parlament damit deutlich bürgerlich geprägt. SVP, FDP, BDP und
EDU hielten 84 von 160 Sitzen, die Mitte aus EVP und GLP hatte noch 21 Mandate inne
und Links-Grün kam auf 55 Sitze. 
Einige mediale Aufmerksamkeit erhielt schliesslich auch Erich Hess (BE, svp), der mit
seiner Wahl in den Grossrat nun in den drei Legislativen aller föderalen Stufen sitzt.
Hess war von 2005 bis 2010 und seit 2013 bereits Berner Stadtrat und seit 2015
Nationalrat. Als enttäuschend wurde die Wahlbeteiligung gewertet. Nur 2002 nahmen
noch weniger als die aktuellen 30.5 Prozent der Bernerinnen und Berner ihr Wahlrecht
wahr. Die Wahlbeteiligung wurde sowohl für die Verluste der SVP als auch für die
Gewinne der SP verantwortlich gemacht. Es sei vor allem eine Frage der Mobilisierung
gewesen, kommentierte etwa SVP-Kantonalpräsident Werner Salzmann das schlechte
Abschneiden seiner Partei. Der Frauenanteil im Grossen Rat betrug neu 35.6 Prozent
(2014: 31.9%). Von den 33 neu gewählten Parlamentsmitgliedern waren 17 Frauen. 1

Kommunale Wahlen

Für den fünfköpfigen, im Proporzverfahren zu wählenden Gemeinderat (Exekutive)
waren drei Sitze vakant. Die in den Nationalrat gewählte Regula Rytz (kommunal: gb;
national gp) sowie Edith Olibet (sp) und Barbara Hayoz (fdp) traten nicht mehr an.
Obwohl Hayoz fast zwei Jahre vor den Wahlen ihren Rücktritt auf Ende Legislatur
angekündigt hatte, ging es lange, bis die FDP mögliche Nachfolger präsentieren konnte.
Bernhard Eicher, Fraktionspräsident der FDP im Stadtrat und Alexandre Schmidt
wurden Mitte Januar auf den Schild gehoben. Auch die SVP musste, nachdem der als
gemässigt geltende Bernd Schildger abgesagt hatte, lange nach Kandidierenden suchen.
Die FDP wollte mit der SVP mit einer gemeinsamen Liste antreten, machte dieser aber
die Auflage, gemässigte Vertreterinnen und Vertreter zu portieren. Damit wurde eine
Kandidatur des als Hardliner bekannten Erich Hess zum vornherein verhindert. Mit Beat
Schori, der bereits früher erfolglos zu Gemeinderatswahlen angetreten und vor zwei
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Jahren eigentlich aus der Politik zurückgetreten war, Rudolf Friedli und Sylvia Lafranchi
nominierte die SVP dann gleich drei Kandidierende, was bei der FDP prompt zu
Irritation führte, da abgemacht gewesen sei, dass man sich gemeinsam um die
Besetzung des fünften Listenplatzes kümmern wolle. Nur wenige Tage nach der
Nomination trat Lafranchi allerdings von ihrer Nomination zurück und aus der SVP aus.
Nachnominiert wurde Karin Hess-Meyer, die erst kurz nach der Nomination der SVP
beitrat. Nachdem die Differenzen zwischen FDP und SVP bereinigt waren, traten die
beiden unter dem Namen bürgerliches Bündnis auf. Auf der Mitte-Liste fanden sich
neben dem bisherigen Reto Nause, der für die CVP antrat, Stadtrat Matthias Stürmer
(evp), Claude Grosjean (glp) und Grossrätin Vania Kohli (bdp). Auf den fünften
Listenplatz wurde Mitte Juni Statdrätin Béatrice Wertli (cvp), die 2012 das Amt der CVP
Generalsekretärin wieder übernahm, gesetzt. Für die SP stiegen der amtierende
Stadtpräsident Alexander Tschäppät und Nationalrätin Ursula Wyss ins Rennen. Um die
restlichen drei Plätze auf der Liste des seit 20 Jahren in Mehrheit regierenden Rot-
Grün-Mitte-Bündnisses (RGM) entbrannte sowohl innerhalb des Grünen Bündnisses
(GB) als auch innerhalb der Grünen Freien Liste (GFL) ein Konkurrenzkampf. Hauchdünn
entschied sich die GFL schliesslich für Tania Espinoza und für das GB wurde
Nationalrätin Franziska Teuscher nominiert. Der fünfte Platz blieb leer. Einen
eigentlichen Eiertanz gab es um das Amt des Stadtpräsidiums. Klar war, dass der
amtierende Tschäppät (sp) wieder antreten würde. Mitte Juni kündigte Vania Kohli (bdp)
an, ebenfalls für das Präsidium kandidieren zu wollen, falls weder FDP noch SVP einen
Kandidaten nominieren würden. Da beide Parteien dies aber umgehend taten – Schori
(svp) und Schmidt (fdp) stellten sich unter der Bedingung zur Verfügung, dass Kohli
ebenfalls antritt – zog die BDP-Politikerin ihre Kandidatur zwei Tage später wieder
zurück. Die beiden Kandidaten des bürgerlichen Bündnisses traten hingegen gegen
Tschäppät an. Der Wahlkampf wurde als langweilig empfunden, zu klar war die
Favoritenrolle des RGM-Bündnisses, dem auch aufgrund der bisher geleisteten Arbeit
Respekt von bürgerlicher Seite gezollt wurde, und als zu schwach wurde die bürgerliche
Herausforderung betrachtet. Erstaunlicherweise wurden drängende Fragen zu
Reithalle, Hauptstadtregion, Fachhochschulstandort, Stadttheater oder
Finanzprobleme im Wahlkampf kaum erörtert. Die drei vakanten Sitze änderten bei den
Wahlen Ende November dann auch tatsächlich nichts an der rot-grünen Mehrheit im
Gemeinderat. Sowohl Alexander Tschäppät (20'932 Stimmen) als auch Reto Nause
(9'320 Stimmen) wurden wiedergewählt. Am meisten Stimmen holte hingegen die neu
angetretene Ursula Wyss (21'318 Stimmen), die ankündigte, in der Wintersession aus
dem Nationalrat zurückzutreten. Den Sitz des Grünen Bündnisses verteidigte Franziska
Teuscher: mit 19'512 Stimmen lag sie auf dem dritten Platz in der Wählergunst. Auch die
FDP konnte ihren Gemeinderatssitz mit Alexandre Schmidt (8'123 Stimmen) halten. Das
RGM-Bündnis erhielt insgesamt 59% der Stimmen; im Vergleich zum Vorjahr konnte es
seine Unterstützung also noch um drei Prozentpunkte steigern. Keine Chance hatten
die Herausforderer: das bürgerliche Bündnis erhielt 22,8% der Wählerstimmen und die
Mitte-Liste erzielte 18,2%. Reto Nauses Wiederwahl gelang unter anderem auch
aufgrund von zahlreichen Panaschierstimmen. Alexander Tschäppät war wie schon vier
Jahre zuvor (damals hinter Regula Rytz) zwar nur auf dem zweiten Platz seiner Liste,
wurde aber deutlich wieder zum Stadtpräsidenten gewählt. Er erhielt 69,9% der
Stimmen für das Stadtpräsidium. Beat Schori (16,8%) und Alexandre Schmidt (13,3%)
hatten wie erwartet keine Chance gegen den Sozialdemokraten, der damit seine letzte
Amtsperiode antrat. Neu wies der Gemeinderat keine Frauenmehrheit mehr auf. 2

La spécificité de la ville de Berne est que son gouvernement est élu par le mode de
scrutin proportionnel. Reto Nause (pdc), Franziska Teuscher (verts), Ursula Wyss (ps) et
Alexandre Schmidt (plr), qui composaient déjà le Conseil municipal de la ville de Berne,
se sont représentés. Alexander Tschäppät (ps), qui siège également au Conseil national,
laissait quant à lui sa place libre. Six listes ont été déposées pour le renouvellement du
Conseil municipal, dont la liste des Démocrates suisses avec la candidature d'Adrian
Pulver (ds), ainsi que la liste UDC avec Rudolf Friedli (udc), Erich Hess (udc), Daniel
Lehmann (udc), Bernd Schildger (udc) et Jimy Hofer (udc). La liste du Milieu présentait
cinq candidats, Reto Nause, Vania Kohli (pbd), Melanie Mettler (pvl), Matthias Stürmer
(pev) et Maurice Lindgren (pvl). Franziska Teuscher, Ursula Wyss, Michael Aebersold (ps)
et Alec von Grafenried (verts) figuraient sur la liste Rose-verte-milieu. Une liste
Libérale-bourgeoise comportait les noms d'Alexandre Schmidt (plr), Thomas Berger
(plr), Claudine Esseiva (plr), Barbara Freiburghaus  (plr) et Beat Gubser (udf). Finalement,
une liste intitulée "Neue Berner Welle" présentait Stefan Theiler (sans parti), Margrit
Steiger (sans parti), Pablo Ferrari (sans parti), Andreas Egli (sans parti) et Alexandra
Berounsky (sans parti). Alors qu'en 2012, l'UDC avait fait liste commune avec des
membres du PLR, cette année elle faisait cavalier seul. N'ayant aucun représentant à

WAHLEN
DATUM: 27.11.2016
DIANE PORCELLANA

01.01.65 - 23.04.24 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



l'exécutif de la ville, elle souhaitait que son candidat, Erich Hess, puisse remplacer
Alexandre Schmidt. La concurrence des démocrates suisses pouvait cependant lui
coûter des voix. 
Durant la campagne, les jeunes PLR se sont mobilisés pour une bonne offre de
formation et pour la vie nocturne de la ville. Les libéraux-radicaux se sont positionnés
en faveur de l'innovation et au sujet des structures familiales. Les thématiques relatives
à une meilleure qualité de vie et de logement, ainsi qu'à l'instauration de rues
piétonnes, ont été thématisées par la liste Rose-verte-milieu. Ursula Wyss combattait
personnellement en faveur des vélos en ville. Sa colistière apportait elle son soutien à
un projet pour la légalisation du cannabis à Berne. Michael Aebersold s'est plus
particulièrement soucié des personnes en situation de handicap. Déplorant notamment
les nombreux obstacles auxquels ces dernières sont confrontées en ville, il souhaitait
apporter des améliorations à leur situation, avec, par exemple, des marquages au sol.
Concernant les candidats de la liste du milieu, les thématiques mobilisées par les
jeunes Vert'libéraux s'articulaient autour du combat contre le marché noir, de
l'énergie, d'un frein aux dépenses et d'une politique de la drogue ouverte. 
Avec 61,8% des suffrages, les quatre membres de la liste Rose-verte-milieu ont été élus.
Alec von Graffenried a obtenu 31'127 voix et accède donc pour la première fois à
l'exécutif de la ville. Il est suivi par Franziska Teuscher, avec un total de 27'866  voix,
puis par la candidate Ursula Wyss, avec un score de 26'160 voix. Michael Aebersold
pourra également siéger au Conseil municipal, puisqu'il totalise 23'351 voix. Avec une
part de suffrage de 13,1%, la liste du milieu a droit à un siège. Le sortant Reto Nause
pourra rester au gouvernement avec 11'033 voix. Concernant les résultats des autres
listes, la liste des Démocrates suisses comptabilise 0.3% des suffrages, la liste UDC
10,6%, la liste Libérale-bourgeoise 11,4% et la liste Neue Berner Welle 2,6%. Ainsi, seul
le candidat sortant Alexandre Schmidt n'a pas été réélu. L'élection de Michael
Aebersold a sauvé le siège socialiste d'Alexander Tschäppat. Le PLR a perdu son unique
siège au Conseil municipal au profit des Verts. La liste du milieu a tout juste pu obtenir
un siège et ainsi permettre le maintien d'un candidat bourgeois au gouvernement de la
ville. L'alliance rose-verte-milieu domine toujours, avec quatre sièges sur cinq au
Conseil municipal.

En même temps que le renouvellement de l'exécutif de la ville se déroulait également
l'élection des 80 membres du Conseil de ville. La législature écoulée avait notamment
été marquée par les nombreux retraits de membres du pouvoir législatif. Cela n'est pas
rare dans les parlements locaux et les raisons souvent invoquées sont notamment liées
à la vie professionnelle ou familiale. Certains partis, afin de gagner des sièges, tirent
alors profit de personnalités qui démissionnent peu de temps après l'élection. Cette
problématique a été thématisée durant la campagne, afin que l'élection ne soit plus
instrumentalisée. 
Le PS, souhaitant gagner deux sièges supplémentaires, a mobilisé son électorat autour
de repas organisés chez quelques uns de ses membres pour parler de politique. L'UDC
évaluait ses chances d'acquérir des sièges supplémentaires comme minimes, étant
donné la difficulté de convaincre les électeurs du PBD. Ceux-ci l'estiment pas assez
modérée. Au regard des élections nationales et cantonales, le PBD voyait le maintien de
ses sept sièges menacé. 
Sur les 40 candidats présentés sur la Grüne Freie Liste, 8 ont été élus. La liste des
Sociaux démocrates, bien qu'ayant proposé 5 personnes, n'a eu le droit à aucun siège,
tout comme la liste UDF et ses 17 candidats. Parmi les 17 candidats de l'Alternative de
gauche, 2 ont été élus. Les Jeunes libéraux, malgré 19 noms proposés, n'ont eu le droit
à aucun fauteuil. Le PDC a réussi à conserver ses 2 sièges, les candidats non élus de sa
liste étant au nombre de 20. Les Jeunes socialistes proposaient 30 personnes, 2 ont
été élues. Le Parti évangélique peut également compter sur 2 élus sur les 40 noms qui
composaient sa liste. Aucun des 9 candidats de la liste Mir si Bärn ne pourra cependant
siéger au législatif de la ville. La liste des Vert'libéraux a obtenu 7 sièges pour les 33
candidatures qu'elle proposait, l'UDC 9 sièges pour les 40 membres de sa liste, les
Socialistes 22 sièges sur 40 candidatures, la liste Verte 1 siège pour les 12 personnes en
course, 9 membres de la liste Alliance verte siégeront au Conseil de ville sur les 40
proposées. La liste du PLR a obtenu 9 fauteuils sur les 40 personnes qu'elle soumettait.
La liste Jeune alternative, a obtenu pour sa part 2 sièges sur les 40 noms proposés. Sur
la liste des jeunes Vert'libéraux figuraient 33 noms, seule une personne siégera au
Conseil de ville. La liste du Parti du travail a également remporté un siège, elle proposait
20 personnes. Finalement, le PBD avec ses 13 candidatures, n'aura plus que 3
représentants au Conseil de ville. 
En comparaison à 2012, le PS et l'UDC ont tous 2 perdu un siège. Le PBD a essuyé une
lourde défaite, avec une perte de 4 sièges. Ceux qui en profitent sont les jeunes
socialistes avec 2 sièges supplémentaires, le PLR, les jeunes Vert'libéraux, l'Alternative
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de gauche et la Jeune alternative, qui ont gagné chacun un siège. 3

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Après être passée devant les députés du Conseil des États, la motion de Céline Vara
(vert.e.s, VD) a su convaincre la majorité du Conseil national. En effet, avec 136 voix en
faveur de l'objet contre 50 et 1 abstention, le texte n'a pas suscité de grand débat. Seul
le groupe de l'UDC s'y est opposé. En s'exprimant devant l'assemblé, Erich Hess (udc,
BE) a demandé si la protection de la biodiversité faisait réellement parti du devoir de
l'armée. En effet, pour lui, le DDPS n'est pas une «organisation de la protection de la
nature». Le département fédéral de la défense, de la protection de la population et des
sports devrait uniquement se concentrer sur ce que son nom désigne: la protection de
la population. «Nous ne voulons pas payer les militaires et les employés pour qu'ils
comptent les papillons et regardent combien de grenouilles se trouvent quelque part
sur une place d'armes», a-t-il complété. En évoquant la situation géopolitique aux
frontières de la Suisse, le Bernois a vivement invité à refuser cette motion pour
n'investir le budget de l'armée que dans ce qui concerne son devoir de protection
nationale.
Pour répondre à cette intervention, Viola Amherd a affirmé que l'armée ne négligerait
pas son devoir premier de protéger la population si la motion était acceptée. Elle a
rappelé que depuis 2001, la Confédération entretient un programme afin de protéger
la nature au sein de l'armée (NPA) et que cet engagement en «vaut la peine». Amherd a
ajouté qu'en raison de la structure de la motion, cette dernière pourrait être inclue
dans le futur plan d'action de protection de la nature de l'armée suisse qui devrait être
finalisé d'ici fin 2022. Il a finalement été avancé que les coûts supplémentaires générés
par la motion pourront être intégrés dans le budget ordinaire de l'armée. 4

MOTION
DATUM: 22.09.2022
CHLOÉ MAGNIN

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Avec un modèle similaire au casier judiciaire, Erich Hess (udc, BE) a déposé une
initiative parlementaire pour mettre en réseau tous les registres des poursuites. A
l’heure actuelle, les registres des poursuites ne sont pas synchronisés ni au niveau
fédéral, ni au niveau cantonal. Une telle situation entraîne une perte d’information et
alourdit le travail des créanciers. Le parlementaire UDC propose donc une mise en
réseau grâce aux moyens techniques existants. Tout d’abord, la commission des affaires
juridiques du Conseil national (CAJ-CN) a donné suite à l’initiative par 18 voix contre 7.
Puis, la commission des affaires juridiques du Conseil des États (CAJ-CE) a refusé, à
l’unanimité, d'y donner suite. En effet, elle estimait nécessaire d’attendre le rapport du
postulat 12.3957 sur la lutte contre les débiteurs qui veulent échapper à leurs dettes en
déménageant, avant de se prononcer sur une mise en réseau des registres des
poursuites. Finalement, après publication du rapport, la CAJ-CN a décidé, par 12 voix
contre 10, de ne pas donner suite à l’initiative. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.10.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Infrastruktur und Lebensraum
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Energie

Energiepolitik

Le député Kurt Egger (verts, TG) estime qu'une amélioration de l'efficacité énergétique
en Suisse est indispensable pour remplir les objectifs de la Stratégie énergétique 2050.
Dans cette optique, il estime nécessaire de changer ou d'optimiser les pratiques
actuelles, en réduisant notamment la consommation d'énergie inutile. L'exemple le plus
connu est celui de l'éclairage d'une pièce où personne ne se trouve. Il ajoute que le
gaspillage d'énergie est notamment provoqué par une absence de connaissance des
consommateurs finaux par rapport à leur consommation d'énergie, mais aussi par des
pratiques industrielles inadaptées. Le postulat demande au Conseil fédéral d'établir un
rapport qui recense, d'un côté, les potentiels d'économie d'énergie effectifs, et d'un
autre côté,  qui présente des mécanismes incitatifs ou informationnels comme des
campagnes de sensibilisation. 
Le Conseil fédéral s'est montré favorable au postulat. Après avoir été combattu par le
député agrarien Erich Hess (udc, BE), le postulat a été adopté par la chambre basse par
134 voix contre 51. Seul l'UDC s'est opposé au postulat. 6

POSTULAT
DATUM: 09.05.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Bei der jungen SVP kündigten sich Veränderungen an. Dem seit sechs Jahren als
Präsident der Jungpartei amtierenden, mittlerweile 32-jährigen Erich Hess (BE) wurde
vorgeworfen, dass er sich zu wenig um die Partei kümmere und diese an Einfluss
verliere, wenn keine wirksamen Aktionen durchgeführt würden. Hess wurde auch von
der Mutterpartei der Rücktritt nahegelegt. Bis Ende Berichtjahr hatte sich der Berner
allerdings noch nicht dazu entschieden. 7

PARTEICHRONIK
DATUM: 19.05.2013
MARC BÜHLMANN

Seit 2008 amtete Erich Hess (BE) als Präsident der jungen SVP (JSVP). Nachdem dem
mittlerweile 32-Jährigen, der seit über 15 Jahren in der Parteileitung präsent war, 2013
der Rücktritt nahegelegt worden war, gab er Ende Januar den Stab weiter an Anian
Liebrand (LU), der bisher als Vizepräsident geamtet hatte. Der 24-Jährige war einziger
Kandidat und wurde an der Delegiertenversammlung der JSVP in Jegensdorf einstimmig
gewählt. Zum Vizepräsidenten wurde Oliver Straub (TG) ebenfalls einstimmig gewählt. In
der Folge klagte der Schweizerische Israelitische Gemeindebund Liebrand in einem
offenen Brief an, nicht genügend Abstand zu offen antisemitischen Personen zu
haben. 8

ANDERES
DATUM: 25.01.2014
MARC BÜHLMANN

1) SZ, 2.11.17; Bund, 28.11.17, 8.1.18; BZ, SZ, 10.1.18; BZ, SZ, 13.1.18; Bund, 16.1.18; SZ, 17.1., 18.1.18; So-Bli, 21.1.18; Bund, 8.2.18; BZ,
21.2., 13.3.18; Bund, 15.3.18; NZZ, 17.3.18; Bund, 19.3.18; BZ, Bund, LZ, 26.3.18; AZ, BZ, Bund, NZZ, 27.3.18
2) BZ, 14.1., 24.1., 26.1. und 31.1.12; Bund und BZ, 7.2.12; BZ, 14.2.12; BZ und Bund, 15.2.12; Bund, 16.2. und 28.2.12; Presse vom
28.2.12; Bund, 6.3.12; BZ, 8.3., 23.4. und 22.6.12; Presse vom 23.6.12; NZZ, 27.6.12; BZ, 6.8.12; NZZ, 23.10. und 21.11.12; Presse
vom 26.11.12; Bund und BZ, 27.11.12 
3) Résultats Conseil de ville Berne; Résultats Conseil municipal ville de Berne; BZ, 8.8.16; SZ, 31.8.16; Bund, 13.9.16; BZ,
28.9.16; SGT, 19.10.16; BZ, 5.11.16; Bund, 17.11.16; AZ, BZ, Bund, 28.11.16; BZ, 14.1.17; Bund, 16.1.17
4) BO, CN, 2022, p.1636-1637
5) Communiqué de presse CAJ-CE du 27.11.2017; Communiqué de presse CAJ-CN du 04.11.2016; Communiqué de presse
CAJ-CN du 15.02.2019
6) BO CN, 2022, pp.651
7) SoZ, 19.5.13.
8) LZ, 10.1., 24.1.14; NZZ, 27.1.14; TA, TZ, 1.2.14; LT, 19.2.14
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